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AKTUELL 

CH-Bwidespräsident erlitt 
Herz-Kreislaufkollaps 

Bern (AP) Der  Schweizer Bundes­
präsident Otto Stich (Bild) hat ge­
stern einen Herz-Kreislaufkollaps 
erlitten. Er  wurde in die Intensivsta­
tion der Berner Sonnenhof-Klinik 
eingeliefert und am Abend ins Uni­
versitätsspital verlegt. Der Bundes­
präsident wurde künstlich beatmet, 
der Gesundheitszustand soll sich 
aber stabilisiert haben. 

Über den Gesundheitszustand von 
Bundespräsident Stich machte die 
Bundeskanzlei vorerst keine präzisen 
Angaben. «Mit den üblichen medizi­
nischen Mitteln ist es gelungen, die 
Kreislaufsituation und die übrigen vi­
talen Funktionen zu stabilisieren», 
heisst es in einer Mitteilung vbn Frei­
tag 18.00 Uhr. Er  wurde vorerst noch 
künstlich beatmet. Zur weiteren 
Überwachung bleibe er vorerst im 
Spital. Die Ärzte hätten sich zunächst 
zurückhaltend, am Abend eher wie­
der optimistisch geäussert, sagte Ma­
rio Carera, Sprecher des Finanzde­
partementes Die Verlegung ins Insel-
spital sei ohnehin vorgesehen gewe­
sen und nicht auf eine Verschlechte-

. rung des Gesundheitszustandes 
zurückzuführen, sagte Carera. 

Stich war um 11.30 Uhr während 
einer Sitzung der ständerätlichen 
Kommission für Wirtschaft und Ab­
gaben (WAK) unvermittelt zusam­
mengebrochen. 

Rinderwahnsinn in St. 
Gallen und Gxaubüiiden 

Bern (AP) In der Schweiz sind vier 
neue Fälle von Rinderwahnsinn auf­
getaucht. Betroffen sind Tiere in den 
Kantonen Bern, Obwalden, St. Gal­
len und Graubünden, wie es in dem 
am Freitag veröffentlichten Bulletin 
des Bundesamtes für Veterinärwesen 
(BVET) heisst. Mit den jüngsten vier 
Fällen erhöht sich die Gesamtzahl 
der an BSE erkrankten Tiere auf 105. 
Allein dieses Jahr erkrankten bereits 
51 Rinder. Im letzten Jahr waren in 
der Schweiz insgesamt 29 Fälle der 
tödlichen Rinderseuche verzeichnet 

•worden. 

Die Familie im Zentrum der staatspolitischen Überlegungen 
Regierung kündigte zum Abschluss des «Internationalen Jahres der Familie» Bericht zur Familienpolitik an -Antwort  auf FBP-Postulat von 1991 

(G.M.)~- Das «Internationale Jahr der 
Familie», das in unserem Land mit einer 
Reihe von Veranstaltungen eingeläutet 
wurde, dann aber im Verlaufe der Zeit 
deutlich an Schwung verlor, soll mit der 
Präsentation eines Berichtes über die Fa-
milienpolitik zum Abschluss gebracht 
werden. Regierungsrat Dr. Michael Rit­
ter kündigte am Pressegespräch dieser 
Woche diesen Bericht an, der nach seiner 
Einschätzung die Basis schaffen wird für 
die künftige Familienpolitik. Der Be­
richt, der gleichsam als krönendes Ab­
schlusswerk das «Jahr der Familie» been­
den soll, bildet im Grunde genommen die 
Antwort auf ein FBP-Postulat zur Fami­
lienpolitik, das schon im Sommer 1991 im 
Landtag eingereicht, aber bisher von der 
Regierung nicht beantwortet wurde. 

«Zukunftsorientierte Familiepolitik», 
hiess es in der Begründung des FBP-Po-
stulates, «bewirkt in ihrer Gesamtheit 
nicht nur Gerechtigkeit für Familien, 
sondern sie schafft zugleich die Grundla­
gen für das menschliche Zusammenle­
ben, ohne das unsere moderne Gesell­
schaft nicht existieren kann.» Die liech­
tensteinische Familienpolitik müsse da­
her die Voraussetzungen schaffen, for­
derten die FBP-Abgeordneten mit ihrem 
Vorstoss im Landtag, dass Berufs- und 
Familienleben miteinander verbunden 
und wirklich lebbar werden. 

Alle Massnahmen im Bereich der Fa­
milienpolitik müssten auf das partner­
schaftliche Familienleitbild ausgerichtet 
sein, lautete eine weitere Forderung des 
FBP-Postulates, das ferner die Forderung 
aufstellte, ein solches Leitbild müsse 
auch die schwierige Situation der Allein­
erziehenden, der Geschiedenen und der 
Witwen berücksichtigen. 

Diese Forderungen verstanden die Po-
stulanten vor dem Hintergrund des 
grundlegenden Wandels der Gesellschaft 
in einer relativ kurzen Zeitspanne, der 
vor allem auch die Situation der Familien 
betroffen habe. Der festgestellte Wandel 
mache sich nicht zuletzt dadurch be­
merkbar, hiess es, dass der gesellschaftli­
che Stellenwert der Familie im Abneh­
men begriffen sei. 

fragen zur Familienpolitik 
Das FBP-Postulat ersuchte die Regie­

rung schon im Jahre 1991, verschiedene 
Fragen im Zusammenhang mit der Fami­
lienpolitik zu überprüfen, wie etwa:Wel-
che Folgen ergeben sich aus der Berufs­
tätigkeit von Mann und Frau für die Fa­
milie, der Verbindung von Beruf und Fa­
milie und des beruflichen Wiederein­
stiegs der Frauen? 

Welche Massnahmen und finanziellen 
Hilfen sind notwendig, um einen umfas­
senden Lastenausgleich zwischen Fami­

lien mit Kindern und Alleinerziehenden 
einerseits und Familien ohne Kinder und 
Alleinstehenden anderseits zu schaffen? 

An  der Beantwortung diese Fragen 
sind, wie Regierungsrat Dr. Michael Rit­
ter erklärte, alle Regierungsressorts be­
teiligt. Der  Bericht soll einerseits eine 
Standortbestimmung darstellen, ander­
seits aber auch konkrete Vorschläge für 
Änderungsmassnahmen enthalten. 

Rahmenbedingungen durch den Staat 
Die lange, rund drei Jahre dauernde 

Erarbeitungszeit des Familienberichtes 
bzw. der Postulatsbeantwortung lässt die 
Hoffnung aufkommen, dass hier ein 
grundlegendes Werk mit Zukunftscha­
rakter geschaffen wurde. Die FBP-Frak-
tion wollte mit ihrem parlamentarischen 
Vorstoss verdeutlichen, hatte Landtags­
vizepräsident Otmar Hasler erklärt, dass 
die Familie im Zentrum der staatspoliti­
schen Überlegungen der Fortschrittli­
chen Bürgerpartei stehe, denn die Fami­
lie bilde die Zelle des Staates. 

Der  Staat hat nach seiner Auffassung 
die Aufgabe, geeignete Rahmenbedin­
gungen zu erhalten oder zu schaffen, da­
mit die Familien sich harmonisch ent­
wickeln und ihre staatspolitische Aufga­
ben wahrnehmen können. «Lippenbe­
kenntnisse allein nützen nichts», ver­
deutlichte er die Absicht der Postulan-

ten, konkrete Verbesserungen für die Si­
tuation der Familien zu erreichen, «mit 
schönen Reden verbessern wir die Situa­
tion der Familie nicht». 

Handlungsbedarf in der Sozialpolitik 
Schon bei der Überweisung des Postu­

lates an die Regierung vor mehr als drei 
Jahren hatte der damalige FBP-Frak-
tionssprecher Dr. Alois Ospelt «Hand­
lungsbedarf» für den. Staat festgestellt, 
dessen Umfang nun der Bericht über die 
Familienpolitik in der Zukunft abstecken 
soll. Die Arbeitswelt enthalte verschie­
dene Erschwernisse und Hindernisse für 
die Vereinbarkeit von Familien- und Er­
werbstätigkeit, betonte er damals weiter 
und fügte hinzu: «Die Leistungen von Fa­
milien mit Kindern für die Gesellschaft 
werden heute nicht genügend beachtet 
und gewürdigt. Das zeigt sich insbeson-
derfe an der sozialen und materiellen Be­
nachteiligung von Familien mit Kindern 
gegenüber berufstätigen kinderlosen 
Ehepaaren und Alleinstehenden». 

Die bisher vorgenommenen Berück­
sichtigungen der Familien durch erhöhte 
Abzugsmöglichkeiten im Steuergesetz 
und durch die Erhöhung des Kindergel­
des sind zwar erfreuliche Massnahmen in 
die richtige Richtung, sie reichen jedoch 
nicht aus, wenn das Bild der Familie an 
diesem Massstab gemessen wird. 

in genau einem Monat 
Innenausbauarbeiten laufen derzeit aüf  Hochtouren - Beeindruckender Einsatz aller Beteiligten 

(s.e.) - Die Bauarbeiten beim Vaduzer-
Saal sind, wie das Baubüro Vaduz auf 
Anfrage gegenüber dem VOLSKBLATT 
gestern bestätigte, bisher mehr oder we­
niger reibungslos über die Bühne gegan­
gen. Wenn nichts Ausserordentliches 
mehr dazwischen kommt, stehe der Wie­
dereröffnung heute in vier Wochen, am 
12. November 1994, nichts mehr im 
Wege. Als erste Veranstaltung im neuen 
Saal wird die traditionelle Kelbi-Unter-
haltung des Frauenvereins über die Büh­
ne gehen. 

Die Stimmbürgerinnen und Stimmbür­
ger von Vaduz haben sich im September 
vergangenen Jahres bei einer Gemeinde­
abstimmung mit grosser Mehrheit für 
den Umbau des Saales ausgesprochen. 
Nach umfangreichen.Vor--und Planungs­
arbeiten wurde der Saal dann Ende März 
nach der letzten Aufführung der Öperet-
tenbUhne Vaduz geschlossen. Die Um-
und Erweiterungsarbeiten sind bisher 
mit beindruckendem Einsatz aller am 
Bau beteiligten Personen und Firmen 
über die Bühne gegangen. Die Rohbau­
arbeiten innerhalb des Saales einschliess­
lich des neukonzipierten Untergeschos­
ses sowie deg Erweiterungsbaues hinter 
der Bühne und im Eingangsbereich 
konnten bereits.zu Beginn der  Sommer­
ferien grossteils abgeschlossen werden. 
Derzeit laufen die letzten Iniienausbau-
arbeiten auf Hochtouren, damit - wie ge-

Nach einer Umbauzeit von rund 9 Monaten wird am 12. November 1994 der Väduzer-Saal wiedereröffnet. Derzeit laufen die letz­
ten Innenausbauarbeiten (unser Bild) auf  Hochtouren. 

plant - am Kelbi-Samstag die erste Un­
terhaltung stattfinden kann.In den 
äumlichkeiten des ehemaligen FreK 
zeitzentrums ist ausreichend Platz für 
neue Garderoben und Lagermöglichkei­
ten für die Saalmöblierung geschaffen 

worden. Unter dem neuen Eingangsbe­
reich befindet sich ein zusätzlicher Ver­
anstaltungsraum mit einem Fassungsver­
mögen für rund 100 Personen. Bis zur 
Fertigstellung der  ersten Etappe des Pri­
marschulneubaues, die inzwischen eben­

falls angelaufen ist und den künftigen 
Haupteingang für den . Saalbereich 
einschliesst, wird man den Vaduzer-Saal 
nach seiner Wiedereröffnung im Novem­
ber von Süden her direkt über das Foyer 
betreten 

* * 

Jassir Arafat, Jizchak Rabin und Schimon Peres ausgezeichnet 

VCL 

Oslo (AP) Für ihr Bemühen um Versöhnung im Nahen Osten sind der palästinensi­
sche Regierungschef Jassir Arafat, der israelische Ministerpräsident Jizchak Rabin und 
sein Aussenminister Schimon Peres v.l.n.r.) mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet 
worden. Die gestern bekanntgegebene Entscheidung löste einen Eklat aus. Mehr darü­
ber auf Seite 23. - (AP-Archivbilder) 

PTT bauen defizitäre Paketpost um 
Pakete von Geschäftskunden sollen abgeholt werden 

Bern (AP) Die stark defizitäre Paket­
post wird bis zur Jahrtausendwende voll­
ständig umgebaut, um der privaten Kon­
kurrenz die Stirn bieten zu können. Der 
PTT-Verwaltungsrat fasste am Freitag in 
Bern einen entsprechenden Beschluss. 
Vorgesehen sind ein Albholdienst für Ge­
schäftskunden und vereinfachte Sen-
dungskategorien für Privatkunden. 

Der PTT-Verwaltungsrat hat am Frei­
tag die Post beauftragt, eine strategische 
Neuaüsrichtung der Paketpost an die 
Hand zu nehmen. Mit dem KonzepL«Pa-
ketpost 2000» soll beim Paketpostdienst 
bis zur Jahrtausendwende das finanzielle 
Gleichgewicht erreicht werden. Die volle 
Kostendeckung wird mit einem rtfeuen, 
verbesserten Angebot sowohl für die Pri-, 
vat-  wie die Geschäftskundschaft anvi­

siert. Es  sieht auch eine marktkonforme 
und wettbewerbsfähige Preisgestaltung 
vor. Die flächendeckende Gründversor­
gung mit Paketpost bleibe sichergestellt, 
heisst es in der Mitteilung. Für Ger 
schäftskunden soll analog zum Angebot 
von Privatfirmen eine Abholung am Do­
mizil zur Ständardleistung werden. Wer 
sein Paket selber zur Post bringt, soll als 
Geschäftskunde. eine Tariifermässigung 
erhalten. Wer seine Ware spätestens bis 
18.30 Uhr  zur Post bringt, soll das Paket 
am nächsten Tag am Bestimmungsort 
wissen können. Privatkündinnen und -
künden erhalten neben einem bedürfnis­
gerechten Leistungsangebot namentlich 
bei Auslandpaketen mehr TanspaTenz 
durch neue, vereinfachte Sendungskate-. 
gorien. 


